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Abkiirzungsverzeichnis

FK-NR Finanzkommission des Nationalrats

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

RK-NR Kommission fur Rechtsfragen des Nationalrats

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Europaische Union

EWR Europaischer Wirtschaftsraum

BV Bundesverfassung

NFA Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung
CdF-CN Commission des finances du Conseil national

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne

EEE I'Espace économique européen

Cst Constitution fédérale

RPT Réforme de la péréquation et de la répartition des taches

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.23



POSTULAT
DATUM: 08.06.2022
LENA BALTISSER

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
CATALINA SCHMID

POSTULAT
DATUM: 27.09.2018
AMANDO AMMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Privatrecht

Im Juni 2022 nahm der Nationalrat ein Postulat der RK-NR zur Priifung eines
Familiengerichts an. In einem Bericht soll Uberprift werden, ob ein Familiengericht
geschaffen werden soll, welches fur alle familienrechtlichen Streitigkeiten zustandig
wére. Die Arbeit der Zivilgerichte, der Kinder- und Erwachsenenschutzbehdrden sowie
der Zentralbehdérden der Kantone und des Bundes soll so in einer Stelle
zusammengebracht ~ werden, was  Schlichtungsversuche  férdern und die
familienrechtlichen Prozesse vereinfachen soll. Der Bundesrat empfahl die Annahme
des Postulats; die Prifung eines Familiengerichts lasse sich im Rahmen zweier bereits
Uberwiesener Postulate Miller-Altermatt (mitte, SO; Po. 19.3503) und Schwander (svp,
SZ; Po. 19.3478) einbringen. Gegen das Postulat sprach sich eine Minderheit Addor (svp,
VS) aus. Sie unterstitzte zwar grundsétzlich die Forderung nach einem Familiengericht,
storte sich aber an der zentralistischen Ausrichtung des Postulats. Hinter die
Minderheit stellte sich die SVP-Fraktion, was jedoch nicht zu einer Ratsmehrheit
ausreichte. Das Postulat wurde mit 131 zu 51 Stimmen bei einer Enthaltung
angenommen. '

Innere Sicherheit

Nationalrat Pirmin Schwander (svp, SZ) forderte mittels eines Postulats, dass der
Bundesrat seine Definition des Schutzbereichs von Art. 185 Abs. 3 BV prazisiert und
aufzeigt, wie er daraus seine Notrechtskompetenzen begrindet. Der Artikel 185 BV
regelt die bundesratlichen Kompetenzen zur Wahrung der &usseren und inneren
Sicherheit, wobei zur Reaktion auf eingetretene oder unmittelbar drohende schwere
Stérungen der offentlichen Ordnung befristete Verordnungen oder Verfligungen
erlassen werden durfen. Der Nationalrat nahm den Vorstoss in der Herbstsession 2020
stillschweigend an. Konkret wurde der Bundesrat damit beauftragt zu kléren, ob sich die
Notrechtskompetenzen auf sicherheitspolitische Anliegen beschrédnken oder ob sie
auch in der Verfolgung anderer politischer Ziele ihre Gultigkeit haben. Die geforderte
Prifung sei dringend notwendig, da Fragen zur Rechtsgrundlage beantragter Kredite
von den Aufsichtskommissionen in der Notrechtssituation der Covid-19-Pandemie
nicht einheitlich beurteilt wirden, argumentierte der Motionér. In Krisensituationen sei
deren einheitliche Klarung jedoch unerlésslich. Der Bundesrat hatte die Annahme des
Postulates beantragt. ?

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Im Marz 2018 reichte Eric Nussbaumer (sp, BL) ein Postulat mit Bezug auf die
parlamentarische Mitwirkung in Angelegenheiten Schweiz/EU ein. Im Rahmen der
Botschaft zum institutionellen Abkommen zwischen der Schweiz und der EU soll der
Bundesrat auch Varianten der zuklnftigen Beteiligung des Parlaments in der
Europapolitik aufzeigen.

In der jingeren Vergangenheit wurden bereits mehrfach éhnliche Anliegen, die mehr
parlamentarische Partizipation in Sachen Schweiz-EU verlangten, an den Bundesrat
herangetragen. Ein Beispiel dafur ist die Motion «Massnahmen zur fruhzeitigen
Information des Parlaments lber relevante européische Gesetzgebungsentwirfe» (Mo.
10.3005) sowie ein - ebenfalls von Eric Nussbaumer- angedachtes parlamentarisches
Verbindungsbiiro bei der EU (Mo. 14.3646). Diese Motion scheiterte jedoch 2014, weil
sie nicht innerhalb von zwei Jahren im Rat behandelt wurde. Laut Nussbaumer seien
die potentiellen Moglichkeit einer stérkeren Einbindung des Parlaments somit auch
heute noch nicht eindeutig geklart. Er verlangte folglich insbesondere die Prifung funf
spezifischer Massnahmen: Schaffung einer standigen Kommission fur Angelegenheiten
Schweiz-EU; Schaffung des bereits erwahnten Verbindungsblros; Schaffung einer
standigen gemeinsamen Delegation der APK-NR und der APK-SR; Monitoring der
Bundesversammlung tber fir die Schweiz relevante EU-Rechtssetzungsprozesse; volles
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POSTULAT
DATUM: 12.03.2020
AMANDO AMMANN

POSTULAT
DATUM: 29.02.2016
DAVID ZUMBACH

Stimmrecht der  Schweizer  Parlamentsdelegation im  EWR- und  EU-
Parlamentarierkommitee.

In seiner Stellungnahme vom Mai 2018 dusserte sich der Bundesrat positiv hinsichtlich
einer engen Einbindung der Bundesversammlung in die Schweizer Europapolitik. Das
noch ausstehende institutionelle Abkommen zwischen der Schweiz und der EU soll
primar die effizientere Anwendung der bilaterale Marktzugangsabkommen ermaéglichen.
Im Kontext dieser Zusammenarbeit kédnne das Abkommen auch als Rahmen fir eine
verstarkte Kooperation der Bundesversammlung und des Europaischen Parlaments
fungieren. Massnahmen zur Starkung der Rolle des Parlaments in der Schweizer
Europapolitik kénnten jedoch erst nach Abschluss der Verhandlungen vorgelegt
werden. Trotzdem beantragte der Bundesrat die Annahme des Postulats.

In der Folge wurde das Postulat in der Sommersession 2018 von Nationalrat Roger
Koppel (svp, ZH) bekdmpft. Dieser zog seinen Antrag auf Ablehnung in der Herbstsession
2019 zurlck, kurz darauf folgte jedoch eine erneute Bekampfung, dieses Mal durch
Pirmin Schwander (svp, SZ). Die Behandlung durch den Nationalrat wurde durch das
Vorgehen der SVP-Nationalrdte somit zweimalig verschoben, womit auch diesem
Postulat die Abschreibung aufgrund von Nichtbehandlung drohte. *

Nach zweimaliger Bekédmpfung des Postulats von Eric Nussbaumer (sp, BL) zur
parlamentarischen Mitwirkung in den Angelegenheiten Schweiz/EU beriet die grosse
Kammer in der Frihjahrssession 2020 dartber. Postulant Nussbaumer forderte
nachdricklich mehr Kohérenz in der Schweizer Aussenpolitik. Dazu gehdre seiner
Meinung nach auch, dass man die Stellung der Bundesversammlung in
aussenpolitischen Themen respektiere, insbesondere im Verhaltnis zwischen der
Schweiz und der EU. Die verbesserte Einbindung des Parlaments in aussenpolitische
Prozesse sei schon seit Jahren ein Thema im Parlament, wie unter anderem die Motion
der APK-SR (Mo0.10.3354) von 2010 belege. Der Bundesrat solle dem Parlament
aufzeigen, wie es besser informiert werden und in der aussenpolitischen Gestaltung
mitwirken koénne. Der SVP-Fraktion, aus deren Mitte die beiden Bekampfungen
stammten, warf er vor, dass sie die oberste Macht im Staat, nebst Volk und Stdnden,
nicht in die Mitwirkung einschliessen wolle.

Diesen Vorwurf liess sich Pirmin Schwander (svp, SZ) nicht gefallen und hielt dagegen,
dass die Bundesverfassung die Mitwirkungsrechte des Parlaments bereits zur Gentge
regle und das Postulat daher obsolet sei. Er beflirchtete des Weiteren, dass die von
Nussbaumer vorgeschlagenen Massnahmen die Glaubwulrdigkeit einer koharenten
Aussenpolitik des Bundesrats gefahrden wirden. Der anwesende Bundesrat Cassis
empfahl das Postulat im Namen des Bundesrats zur Annahme. Der Bundesrat sei gewillt,
mit der Botschaft zum institutionellen Abkommen Schweiz-EU auch die Mdglichkeiten
der zuklnftigen Mitwirkung des Parlaments in europapolitischen Angelegenheiten
darzustellen. Die grosse Kammer folgte dieser Empfehlung mit 140 zu 50 Stimmen
deutlich, nur die Fraktion der SVP stimmte geschlossen gegen das Anliegen. *

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Strukturpolitik

Im Februar 2016 gab ein Postulat Derder (fdp, VD), das ein Jahr zuvor vom Bundesrat zur
Annahme empfohlen und sogleich von Nationalrat Schwander (svp, SZ) bekdmpft
worden war, Anlass zu Diskussionen. Stein des Anstosses war der im Postulatstitel
enthaltene Begriff der "économie participative”, zu Deutsch "Partizipative Okonomie",
der vom Antragsteller wohl félschlicherweise synonym mit dem Ausdruck "Sharing
Economy" verwendet worden war. Derders Ratskollege Schwander nahm den Begriff
wortlich und sah im Antrag den Versuch, die Marktwirtschaft in der Schweizer durch
das in den 1980er-Jahren in den USA entwickelte Parecon-Wirtschaftssystem, welches
Schwander irgendwo "zwischen Planwirtschaft und Kapitalismus" verortete, ersetzen zu
wollen. Dies war wohl nie Derders Absicht gewesen. Viel eher wollte er mit seinem
Postulat "nur" einen bundesratlichen Bericht bezwecken, der aufzeigen sollte, wie die
Schweizer Wirtschaftssektoren von Unternehmen wie Airbnb und Uber, deren
Geschaftsmodell es ist, eine Plattform zum Teilen von Gitern wie Wohnraum und Autos
zur Verfugung zu stellen, tangiert werden. Nachdem auch nach langerem Hin und Her
nicht alle Missverstandnisse aus der Welt geschafft werden konnten, bot Bundesrat
Johann Schneider-Ammann an, im Bericht auch Begriffsklarungen vorzunehmen. Wie
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POSTULAT
DATUM: 10.03.2015
DAVID ZUMBACH

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

viele der 120 Ja-Stimmen, die SVP stimmte geschlossen gegen das Postulat, auf den
magistralen Klarungsvorschlag zurtckzufihren sind, ist nicht abzuschatzen. ®

Offentliche Finanzen

Finanzausgleich

Der Bundesrat habe im Rahmen des dritten NFA-Wirksamkeitsberichtes zu prifen, ob
die Einkommen von Grenzgangerinnen und Grenzgangern in Zukunft nur noch mit 50%
im Ressourcenpotenzial der Kantone berlcksichtigt werden sollten. Dieser Auffassung
war der Nationalrat, der ein entsprechendes Postulat seiner Finanzkommission (FK-NR)
mit 151 zu 34 an den Bundesrat Uberwies. Eine Kommissionminderheit Schwander (svp,
SZ), die die Grenzgangereinkommen im Rahmen des Finanzausgleichs weiterhin zu drei
Vierteln ans Ressourcenpotenzial der Kantone anrechnen wollte, stiess nur bei etwas
mehr als der Halfte der SVP-Fraktion auf Gehor. In der Vernehmlassung des
Wirksamkeitsberichts 2012-2015 hatten die Kantone Basel-Stadt, Basel-Landschaft,
Neuenburg, Jura und Tessin die Ansicht vertreten, dass die durch die Grenzganger
verursachten Kosten, welche den betroffenen Kantonen nicht abgegolten werden, eine
stéarkere Reduktion der Gewichtung der Grenzgangereinkommen rechtfertigen
wirden.

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Kinder- und Jugendpolitik

Lors de la session d'automne 2019, le Conseil national a adopté a l'unanimité un
postulat Schwander (udc, SZ), qui demandait de prendre la situation des enfants au
sérieux. Le postulat réclame la rédaction d'un rapport qui présenterait les modalités
d'une réglementation donnant & tous les enfants en Suisse les mémes droits,
indépendamment de I'état civil de leurs parents. Cette demande découle de la situation
actuelle, ou les conditions de procédure au Tribunal fédéral sont réglées différemment
selon que les parents de I'enfant sont mariés ou non.’

1) ABNR, 2022, S. 988 f.

2) AB NR, 2020, S.1897; Po. 20.3440

3) AB NR, 2018, S. 1154; AB NR, 2019, S. 1935
4) ABNR, 2020, S. 341f.

5) AB NR, 2016, S. 14 ff.

6) AB NR, 2015, S. 240

7) BO CN, 2019, p. 1935
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